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Sehr geehrter Herr Präsident,

namens und im Auftrag der Sächsischen Staatsregierung beantworte ich die
Kleine Anfrage wie folgt:

Frage 1:

Wie viele Personen könnten im Freistaat Sachsen derzeit in einem Kri-
senfall betreut und versorgt werden (bitte nach Landkreisen und kreis-
freien Städten aufschlüsseln)?

Im Ergebnis der Fukushima-Katastrophe im Jahr 2011 wurden die Bundes-
länder durch den Beschluss der Ständigen Konferenz der Innenminister und
-senatoren der Länder (IMK) vom 11./12. Dezember 2014 beauftragt, ab dem
Jahr 2015 die Vorhaltung von Plätzen für eine vorübergehende Unterbringung
in Höhe von 1 % der Bevölkerung zu beplanen. Im Rahmen ihrer Zuständig-
keiten hatten die unteren Brandschutz-, Rettungsdienst- und Katastrophen-
schutzbehörden entsprechende Vorkehrungen einzuleiten. Erfüllt wurde
diese Forderung seinerzeit durch kurzfristige Bereitstellung/Ausweisung von
Notunterkünften.

Bei einem Bevölkerungsstand von 4.042.422 Einwohnern zum 31. Dezember
2024 im Freistaat Sachsen wären aktuell ca. 40.000 Unterbringungsplätze
bereitzuhalten. Eine aktuelle Darstellung in der hier nachgefragten Detailtiefe
ist innerhalb der für die Beantwortung der Kleinen Anfrage zur Verfügung ste-
henden Frist nicht möglich. Aus vergangenen Abfragen wurde deutlich, dass
die Anzahl von Betreuungsplätzen grundsätzlich nachgewiesen werden kann.

Die Begriffe „Betreuung und Versorgung“ sind darüber hinaus stark abhängig
vom unterstellten Szenario, können von einer ausschließlichen räumlichen
Unterbringung bis hin zu einer komplexen medizinischen Betreuung/ Versor-
gung reichen und führen entsprechend zu verschiedenen Betreuungsumfän-
gen. Insoweit wird darauf hingewiesen, dass ergänzend Ressourcen der
Hilfsorganisationen bestehen.
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Frage 2:
Wie viele Schutzräume stehen in Sachsen derzeit für die Öffentlichkeit zur Verfü-
gung?

Frage 3:

Welche Pläne gibt es zur Nutzung alternativer Schutzmöglichkeiten (z. B. U-Bahn-
höfe)?

Frage 4:

Trifft die Aussage der DRK-Präsidentin Frau Hasselfeldt auch für Sachsen zu, dass
nicht einmal für ein bis zwei Prozent der Bevölkerung derzeit eine Notfallbetreuung
gesichert sei?

Zusammenfassende Antwort auf die Fragen 2 bis 4:

Die Zuständigkeit für den sogenannten „baulichen Bevölkerungsschutz“ im Rahmen der
Zivilen Verteidigung bzw. des Zivilschutzes liegt ausschließlich beim Bund. In Sachsen
stehen keine öffentlichen Schutzräume zur Verfügung, da in den neuen Bundesländern
die bestehenden Schutzräume nach der Wiedervereinigung nicht in das Schutzraumkon-
zept übernommen wurden. Sie unterlagen somit nicht der Zivilschutzbindung nach dem
Zivilschutz- und Katastrophenhilfegesetz (ZSKG). Bund und Länder haben sich in der
221. Sitzung der IMK im Juni 2024 auf wesentliche Grundelemente eines nationalen
Schutzraumkonzeptes verständigt, welches derzeit von einer Bund-Länder-Arbeits-
gruppe ausgestaltet wird.

Die verfügbaren Fähigkeiten (materiell und personell) des Bevölkerungsschutzes allein
reichen nicht aus, um Aufgaben in der erforderlichen Dimension in der Fläche abzusi-
chern. Weitere Fähigkeiten der Hilfsorganisationen, der Kommunen und der Bürger
selbst wären ergänzend heranzuziehen. Auf die Empfehlungen der Eigenvorsorge durch
Bürger wird hier verwiesen.

Im Übrigen wird auf die Antwort auf Frage 1 Bezug genommen.

Frage 5:

Welche Maßnahmen plant die Staatsregierung, um die Resilienz der Bevölkerung
im Freistaat Sachsen in Bezug auf Selbstschutz und Katastrophenvorsorge zu
stärken?

Die Stärkung bzw. Verbesserung der Resilienz der Gesellschaft ist eine allen Ressorts
und Betreibern Kritischer Infrastrukturen im Rahmen der eigenen Fach- und Vorsorge-
verantwortung obliegende Daueraufgabe. Eine zusammenfassende Sächsische Resili-
enzstrategie analog der Resilienzstrategie des Bundes gibt es bislang noch nicht, ist aber
in Planung.

Nichtsdestotrotz haben - im Hinblick auf Zivil- und Katastrophenschutz - folgende kon-
tinuierliche Maßnahmen dazu geführt, die Resilienz des Katastrophen- und Zivilschutz
im Freistaat Sachsen inder jüngeren Vergangenheit zu erhöhen:
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- die Förderung der Anschaffung und Modernisierung von Sirenen auf Basis der Bun-
des- und Landesförderung,

- der Ausbau und die Modernisierung der Katastrophenschutzausstattung, insbeson-
dere Fahrzeugbeschaffungen auf Basis der Waldbrandschutzkonzeption und Erwei-
terung der sächsischen Katastrophenschutzeinheiten um Einheiten der psychosozia-
len Akuthilfe,

- eine verstärkte und intensivere Zusammenarbeit mit den für den Zivilschutzbereich
zuständigen Bundesgremien (Sachsen macht sich hierbei insbesondere für eine zü-
gigere Zurverfügungstellung der Zivilschutzausstattung stark),

- die Einrichtung der Koordinierungsstelle Kritische Infrastrukturen,
- der Aufbau bzw. die Intensivierung von Aus- und Fortbildungsformaten,
- der Beginn des Prozesses zur Erstellung einer landesweiten Gefahren- und Risiko-

analyse.

Die Erstellung einer zwischen allen Ressorts abgestimmten Sächsischen Resilienzstra-
tegie wird ausgehend von den Erfahrungen im entsprechenden Bundesprozess einige
Zeit in Anspruch nehmen. Mit dem Vorliegen eines ersten Entwurfs ist im zweiten bis
dritten Quartal 2026 zu rechnen.

In Bezug auf die explizit erwähnte Thematik Selbstschutz obliegt es gemäß § 5 ZSKG
den Gemeinden, den Selbstschutz der Bevölkerung zu organisieren und zu leiten sowie
den Selbstschutz der Behörden und Betriebe zu fördern. Der Selbstschutz umfasst alle
Maßnahmen, die geeignet sind, die Bevölkerung in ihrem engeren Wohn- und Arbeits-
bereich vor im Verteidigungsfall drohenden oder eingetretenen Schäden zu verhindern,
zu mildern oder zu beseitigen. Der Selbstschutz umfasst somit alle Maßnahmen, die der
Einzelne und die Gemeinschaft auf freiwilliger Grundlage aus eigener Kraft gegen diese
Gefahren erbringen sollen. Das Bundesministerium des Innern hat hierzu am 15. Oktober
2001 die „Richtlinie für den Selbstschutz der Bevölkerung, Betriebe und Behörden“ in
Kraft gesetzt. Die Richtlinie gibt Hinweise zu Aufgaben, Trägern, Vorbereitung und
Durchführung des Selbstschutzes.

Ferner wird auf Veröffentlichungen des Bundesamtes für Bevölkerungsschutz und Kata-
strophenhilfe (BBK) verwiesen. Seit mehreren Jahren publiziert das BBK in verschiede-
nen Formaten (Broschüren, Flyer, Arbeitsblätter, Videos, Checklisten etc.) Inhalte rund
um das Thema Bevölkerungsschutz und Selbstschutz. Beispielsweise sei hier die Bro-
schüre „Ratgeber für Notfallvorsorge und richtiges Handeln in Notsituationen“ des BBK
erwähnt. Auf der Website des BBK sind verschiedene Publikationen zu finden.

  

  

Armin Schuster
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